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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1606/2002 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 19. Juli 2002

betreffend die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Auf der Tagung des Europäischen Rates vom 23./24.
März 2000 in Lissabon wurde die Notwendigkeit einer
schnelleren Vollendung des Binnenmarktes für Finanz-
dienstleistungen hervorgehoben, das Jahr 2005 als Frist
für die Umsetzung des Aktionsplans der Kommission für
Finanzdienstleistungen gesetzt und darauf gedrängt, dass
Schritte unternommen werden, um die Vergleichbarkeit
der Abschlüsse kapitalmarktorientierter Unternehmen zu
verbessern.

(2) Um zu einer Verbesserung der Funktionsweise des
Binnenmarkts beizutragen, müssen kapitalmarktorien-
tierte Unternehmen dazu verpflichtet werden, bei der
Aufstellung ihrer konsolidierten Abschlüsse ein einheitli-
ches Regelwerk internationaler Rechnungslegungsstan-
dards von hoher Qualität anzuwenden. Überdies ist es
von großer Bedeutung, dass an den Finanzmärkten teil-
nehmende Unternehmen der Gemeinschaft Rechnungsle-
gungsstandards anwenden, die international anerkannt
sind und wirkliche Weltstandards darstellen. Dazu bedarf
es einer zunehmenden Konvergenz der derzeitig interna-
tional angewandten Rechnungslegungsstandards, mit
dem Ziel, letztlich zu einem einheitlichen Regelwerk
weltweiter Rechnungslegungsstandards zu gelangen.

(3) Die Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978
über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter
Rechtsformen (4), die Richtlinie 83/349/EWG des Rates
vom 13. Juni 1983 über den konsolidierten
Abschluss (5), die Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom

8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss und den
konsolidierten Abschluss von Banken und anderen
Finanzinstituten (6) und die Richtlinie 91/674/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1991 über den Jahresabschluss
und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsun-
ternehmen (7) richten sich auch an kapitalmarktorien-
tierte Gesellschaften in der Gemeinschaft. Die in diesen
Richtlinien niedergelegten Rechnungslegungsvorschriften
können den hohen Grad an Transparenz und Vergleich-
barkeit der Rechnungslegung aller kapitalmarktorien-
tierten Gesellschaften in der Gemeinschaft als unabding-
bare Voraussetzung für den Aufbau eines integrierten
Kapitalmarkts, der wirksam, reibungslos und effizient
funktioniert, nicht gewährleisten. Daher ist es erforder-
lich, den für kapitalmarktorientierte Gesellschaften
geltenden Rechtsrahmen zu ergänzen.

(4) Diese Verordnung zielt darauf ab, einen Beitrag zur effi-
zienten und kostengünstigen Funktionsweise des Kapital-
markts zu leisten. Der Schutz der Anleger und der Erhalt
des Vertrauens in die Finanzmärkte sind auch ein wich-
tiger Aspekt der Vollendung des Binnenmarkts in diesem
Bereich. Mit dieser Verordnung wird der freie Kapitalver-
kehr im Binnenmarkt gestärkt und ein Beitrag dazu gelei-
stet, dass die Unternehmen in der Gemeinschaft in die
Lage versetzt werden, auf den gemeinschaftlichen Kapi-
talmärkten und auf den Weltkapitalmärkten unter
gleichen Wettbewerbsbedingungen um Finanzmittel zu
konkurrieren.

(5) Für die Wettbewerbsfähigkeit der gemeinschaftlichen
Kapitalmärkte ist es von großer Bedeutung, dass eine
Konvergenz der in Europa auf die Aufstellung von
Abschlüssen angewendeten Normen mit internationalen
Rechnungslegungsstandards erreicht wird, die weltweit
für grenzübergreifende Geschäfte oder für die Zulassung
an allen Börsen der Welt genutzt werden können.

(6) Am 13. Juni 2000 hat die Kommission ihre Mitteilung
mit dem Titel „Rechnungslegungsstrategie der EU: Künf-
tiges Vorgehen“ veröffentlicht, in der vorgeschlagen wird,
dass alle kapitalmarktorientierten Gesellschaften in der
Gemeinschaft ihre konsolidierten Abschlüsse spätestens
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ab dem Jahr 2005 nach einheitlichen Rechnungslegungs-
standards, den „International Accounting Standards“
(IAS), aufstellen.

(7) Die „International Accounting Standards“ (IAS) werden
vom „International Accounting Standards Committee“
(IASC) entwickelt, dessen Zweck darin besteht, ein
einheitliches Regelwerk weltweiter Rechnungslegungs-
standards aufzubauen. Im Anschluss an die Umstruktu-
rierung des IASC hat der neue Board als eine seiner
ersten Entscheidungen am 1. April 2001 das IASC in
„International Accounting Standards Board“ (IASB) und
die IAS mit Blick auf künftige internationale Rechnungs-
legungsstandards in „International Financial Reporting
Standards“ (IFRS) umbenannt. Die Anwendung dieser
Standards sollte, so weit wie irgend möglich und sofern
sie einen hohen Grad an Transparenz und Vergleichbar-
keit der Rechnungslegung in der Gemeinschaft
gewährleisten, für alle kapitalmarktorientierten Gesell-
schaften in der Gemeinschaft zur Pflicht gemacht
werden.

(8) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modali-
täten für die Ausübung der der Kommission übertra-
genen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden;
beim Erlass dieser Maßnahmen sollte die Erklärung zur
Umsetzung der Rechtsvorschriften im Bereich der
Finanzdienstleistungen, die die Kommission am 5.
Februar 2002 vor dem Europäischen Parlament abge-
geben hat, gebührend berücksichtigt werden.

(9) Die Übernahme eines internationalen Rechnungslegungs-
standards zur Anwendung in der Gemeinschaft setzt
voraus, dass er erstens die Grundanforderung der
genannten Richtlinien des Rates erfüllt, d. h. dass seine
Anwendung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
eines Unternehmens vermittelt — ein Prinzip, das im
Lichte der genannten Richtlinien des Rates zu verstehen
ist, ohne dass damit eine strenge Einhaltung jeder
einzelnen Bestimmung dieser Richtlinien erforderlich
wäre; zweitens, dass er gemäß den Schlussfolgerungen
des Rates vom 17. Juli 2000 dem europäischen öffentli-
chen Interesse entspricht und drittens, dass er grundle-
gende Kriterien hinsichtlich der Informationsqualität
erfüllt, die gegeben sein muss, damit die Abschlüsse für
die Adressaten von Nutzen sind.

(10) Ein Technischer Ausschuss für Rechnungslegung wird
die Kommission bei der Bewertung internationaler Rech-
nungslegungsstandards unterstützen und beraten.

(11) Der Anerkennungsmechanismus sollte sich der vorge-
schlagenen internationalen Rechnungslegungsstandards
unverzüglich annehmen und auch die Möglichkeit
bieten, über internationale Rechnungslegungsstandards
im Kreise der Hauptbetroffenen, insbesondere der natio-
nalen standardsetzenden Gremien für Rechnungslegung,
der Aufsichtsbehörden in den Bereichen Wertpapiere,
Banken und Versicherungen, der Zentralbanken
einschließlich der EZB, der mit der Rechnungslegung
befassten Berufsstände sowie der Adressaten und der

Aufsteller von Abschlüssen, zu beraten, nachzudenken
und Informationen dazu auszutauschen. Der Mecha-
nismus sollte ein Mittel sein, das gemeinsame
Verständnis übernommener internationaler Rechnungsle-
gungsstandards in der Gemeinschaft zu fördern.

(12) Entsprechend dem Verhältnismäßigkeitsprinzip sind die
in dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen, welche
die Anwendung eines einheitlichen Regelwerks von
internationalen Rechnungslegungsgrundsätzen für alle
kapitalmarktorientierten Gesellschaften vorsehen,
notwendig, um das Ziel einer wirksamen und kostengün-
stigen Funktionsweise der Kapitalmärkte der Gemein-
schaft und damit die Vollendung des Binnenmarktes zu
erreichen.

(13) Nach demselben Grundsatz ist es erforderlich, dass den
Mitgliedstaaten im Hinblick auf Jahresabschlüsse die
Wahl gelassen wird, kapitalmarktorientierten Gesell-
schaften die Aufstellung nach den internationalen Rech-
nungslegungsstandards, die nach dem Verfahren dieser
Verordnung angenommen wurden, zu gestatten oder
vorzuschreiben. Die Mitgliedstaaten können diese
Möglichkeit bzw. diese Vorschrift auch auf die konsoli-
dierten Abschlüsse und/oder Jahresabschlüsse anderer
Gesellschaften ausdehnen.

(14) Damit ein Gedankenaustausch erleichtert wird und die
Mitgliedstaaten ihre Standpunkte koordinieren können,
sollte die Kommission den Regelungsausschuss für Rech-
nungslegung regelmäßig über laufende Vorhaben,
Thesenpapiere, spezielle Recherchen und Exposure
Drafts, die vom IASB veröffentlicht werden, sowie über
die anschließenden fachlichen Arbeiten des Technischen
Ausschusses unterrichten. Ferner ist es wichtig, dass der
Regelungsausschuss für Rechnungslegung frühzeitig
unterrichtet wird, wenn die Kommission die Übernahme
eines internationalen Rechnungslegungsstandards nicht
vorschlagen will.

(15) Bei der Erörterung der vom IASB im Rahmen der
Entwicklung von internationalen Rechnungslegungsstan-
dards (IFRS und SIC/IFRIC) veröffentlichten Dokumente
und Papiere und bei der Ausarbeitung diesbezüglicher
Standpunkte sollte die Kommission der Notwendigkeit
Rechnung tragen, Wettbewerbsnachteile für die auf dem
Weltmarkt tätigen europäischen Unternehmen zu
vermeiden; ferner sollte sie, so weit wie irgend möglich
die von den Delegationen im Regelungsausschuss für
Rechnungslegung zum Ausdruck gebrachten Ansichten
berücksichtigen. Die Kommission wird in den Organen
des IASB vertreten sein.

(16) Angemessene und strenge Durchsetzungsregelungen sind
von zentraler Bedeutung, um das Vertrauen der Anleger
in die Finanzmärkte zu stärken. Die Mitgliedstaaten
müssen aufgrund von Artikel 10 des Vertrags alle geeig-
neten Maßnahmen zur Gewährleistung der Einhaltung
internationaler Rechnungslegungsstandards treffen. Die
Kommission beabsichtigt, sich mit den Mitgliedstaaten
insbesondere über den Ausschuss der europäischen
Wertpapierregulierungsbehörden (CESR) ins Benehmen
zu setzen, um ein gemeinsames Konzept für die Durch-
setzung zu entwickeln.
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(17) Ferner muss den Mitgliedstaaten gestattet werden, die
Anwendung bestimmter Vorschriften bis 2007 zu
verschieben, und zwar für alle Gemeinschaftsunter-
nehmen, deren Wertpapiere sowohl in der Gemeinschaft
als auch in einem Drittland zum Handel in einem gere-
gelten Markt zugelassen sind und die ihren konsoli-
dierten Abschlüssen bereits primär andere international
anerkannte Rechnungslegungsgrundsätze zugrunde
legen, sowie für Gesellschaften, von denen ausschließlich
Schuldtitel zum Handel in einem geregelten Markt zuge-
lassen sind. Es ist jedoch unverzichtbar, dass bis spätes-
tens 2007 die IAS als einheitliches Regelwerk globaler
internationaler Rechnungslegungsstandards für alle
Gemeinschaftsunternehmen gelten, deren Wertpapiere
zum Handel in einem geregelten Gemeinschaftsmarkt
zugelassen sind.

(18) Um den Mitgliedstaaten und Gesellschaften die zur
Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards
erforderlichen Anpassungen zu ermöglichen, ist es erfor-
derlich, dass bestimmte Vorschriften erst im Jahr 2005
Anwendung finden. Für die erstmalige Anwendung der
IAS durch die Gesellschaften infolge des Inkrafttretens
dieser Verordnung sollten geeignete Vorschriften erlassen
werden. Diese Vorschriften sollten auf internationaler
Ebene ausgearbeitet werden, damit die internationale
Anerkennung der festgelegten Lösungen sichergestellt
ist —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Gegenstand dieser Verordnung ist die Übernahme und Anwen-
dung internationaler Rechnungslegungsstandards in der
Gemeinschaft, mit dem Ziel, die von Gesellschaften im Sinne
des Artikels 4 vorgelegten Finanzinformationen zu harmoni-
sieren, um einen hohen Grad an Transparenz und Vergleichbar-
keit der Abschlüsse und damit eine effiziente Funktionsweise
des Kapitalmarkts in der Gemeinschaft und im Binnenmarkt
sicherzustellen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnen „internationale Rech-
nungslegungsstandards“ die „International Accounting Stan-
dards“ (IAS), die „International Financial Reporting Standards“
(IFRS) und damit verbundene Auslegungen (SIC/IFRIC-Interpre-
tationen), spätere Änderungen dieser Standards und damit
verbundene Auslegungen sowie künftige Standards und damit
verbundene Auslegungen, die vom International Accounting
Standards Board (IASB) herausgegeben oder angenommen
wurden.

Artikel 3

Übernahme und Anwendung internationaler Rechnungsle-
gungsstandards

(1) Die Kommission beschließt nach dem Verfahren des Arti-
kels 6 Absatz 2 über die Anwendbarkeit von internationalen
Rechnungslegungsstandards in der Gemeinschaft.

(2) Die internationalen Rechnungslegungsstandards können
nur übernommen werden, wenn sie

— dem Prinzip des Artikels 2 Absatz 3 der Richtlinie 78/660/
EWG und des Artikels 16 Absatz 3 der Richtlinie 83/349/
EWG nicht zuwiderlaufen sowie dem europäischen öffentli-
chen Interesse entsprechen und

— den Kriterien der Verständlichkeit, Erheblichkeit, Verlässlich-
keit und Vergleichbarkeit genügen, die Finanzinformationen
erfüllen müssen, um wirtschaftliche Entscheidungen und die
Bewertung der Leistung einer Unternehmensleitung zu
ermöglichen.

(3) Bis zum 31. Dezember 2002 entscheidet die Kommission
nach dem Verfahren des Artikels 6 Absatz 2 über die Anwend-
barkeit der bei Inkrafttreten dieser Verordnung vorliegenden
internationalen Rechnungslegungsstandards in der Gemein-
schaft.

(4) Übernommene internationale Rechnungslegungsstan-
dards werden als Kommissionsverordnung vollständig in allen
Amtssprachen der Gemeinschaft im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften veröffentlicht.

Artikel 4

Konsolidierte Abschlüsse von kapitalmarktorientierten
Gesellschaften

Für Geschäftsjahre, die am oder nach dem 1. Januar 2005
beginnen, stellen Gesellschaften, die dem Recht eines Mitglied-
staates unterliegen, ihre konsolidierten Abschlüsse nach den
internationalen Rechnungslegungsstandards auf, die nach dem
Verfahren des Artikels 6 Absatz 2 übernommen wurden, wenn
am jeweiligen Bilanzstichtag ihre Wertpapiere in einem belie-
bigen Mitgliedstaat zum Handel in einem geregelten Markt im
Sinne des Artikels 1 Absatz 13 der Richtlinie 93/22/EWG des
Rates vom 10. Mai 1993 über Wertpapierdienstleistungen (1)
zugelassen sind.

Artikel 5

Wahlrecht in Bezug auf Jahresabschlüsse und hinsichtlich
nicht kapitalmarktorientierter Gesellschaften

Die Mitgliedstaaten können gestatten oder vorschreiben, dass

a) Gesellschaften im Sinne des Artikels 4 ihre Jahresabschlüsse,

b) Gesellschaften, die nicht solche im Sinne des Artikels 4 sind,
ihre konsolidierten Abschlüsse und/oder ihre Jahresab-
schlüsse

nach den internationalen Rechnungslegungsstandards aufstellen,
die nach dem Verfahren des Artikels 6 Absatz 2 angenommen
wurden.

Artikel 6

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird durch einen Regelungsausschuss
für Rechnungslegung (im Folgenden „Ausschuss“ genannt)
unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.
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Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7

Berichterstattung und Koordinierung

(1) Die Kommission setzt sich mit dem Ausschuss regel-
mäßig über den Stand laufender Vorhaben des IASB und über
die vom IASB veröffentlichten Dokumente ins Benehmen, um
die Standpunkte zu koordinieren und um Erörterungen über
die Übernahme von gegebenenfalls aus diesen Vorhaben und
Dokumenten hervorgehenden Standards zu erleichtern.

(2) Die Kommission erstattet dem Ausschuss gebührend und
frühzeitig Bericht, wenn sie die Übernahme eines Standards
nicht vorschlagen will.

Artikel 8

Mitteilungspflicht

Ergreifen die Mitgliedstaaten Maßnahmen nach Artikel 5, so
teilen sie diese der Kommission und den anderen Mitglied-
staaten unverzüglich mit.

Artikel 9

Übergangsbestimmungen

In Abweichung von Artikel 4 können die Mitgliedstaaten
vorsehen, dass jener Artikel 4 für Gesellschaften,

a) von denen lediglich Schuldtitel zum Handel in einem gere-
gelten Markt eines Mitgliedstaats im Sinne von Artikel 1
Absatz 13 der Richtlinie 93/22/EWG zugelassen sind oder

b) deren Wertpapiere zum öffentlichen Handel in einem Nicht-
mitgliedstaat zugelassen sind und die zu diesem Zweck seit
einem Geschäftsjahr, das vor der Veröffentlichung dieser
Verordnung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
begann, international anerkannte Standards anwenden,

erst für die Geschäftsjahre Anwendung finden, die am oder
nach dem 1. Januar 2007 beginnen.

Artikel 10

Unterrichtung und Überprüfung

Die Kommission überprüft die Funktionsweise dieser Verord-
nung und erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat
bis zum 1. Juli 2007 darüber Bericht.

Artikel 11

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2002.

In Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

In Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1607/2002 DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1498/98 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 11. September 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 10. September 2002 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 052 55,0
096 41,1
999 48,0

0707 00 05 052 92,6
999 92,6

0709 90 70 052 92,6
999 92,6

0805 50 10 388 53,9
524 39,6
528 56,4
999 50,0

0806 10 10 052 67,1
064 105,0
400 154,5
999 108,9

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 388 87,0
400 90,9
512 88,0
720 71,5
800 111,1
804 89,9
999 89,7

0808 20 50 052 76,5
388 71,8
720 59,0
999 69,1

0809 30 10, 0809 30 90 052 107,2
999 107,2

0809 40 05 052 68,5
060 68,0
064 44,9
066 76,6
068 46,0
094 44,1
624 189,0
999 76,7

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1608/2002 DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1661/1999 hinsichtlich der Liste der Zollstellen, die
Produkte für den freien Verkehr in der Gemeinschaft freigeben können

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates vom
22. März 1990 über die Einfuhrbedingungen für landwirtschaft-
liche Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern nach dem Unfall
im Kernkraftwerk Tschernobyl (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 616/2000 (2), und insbesondere auf
Artikel 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung
(EG) Nr. 1661/1999 der Kommission vom 27. Juli 1999
zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 737/90 des Rates über die
Einfuhrbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse
mit Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im Kern-
kraftwerk Tschernobyl (3), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1621/2001 (4), dürfen die in
Anhang I zu dieser Verordnung genannten Produkte nur
von einer beschränkten Anzahl von Zollstellen für den
freien Verkehr in dem Bestimmungsmitgliedstaat freige-
geben werden. Anhang III der Verordnung (EG) Nr.
1661/1999 enthält die Liste dieser Zollstellen.

(2) Angesichts des Ersuchens der zuständigen Behörden
Deutschlands, Schwedens und Frankreichs ist es ange-
zeigt, die Liste der Zollstellen auf deren Hoheitsgebiet zu
ändern.

(3) Daher sollte die Verordnung (EG) Nr. 1661/1999
entsprechend geändert werden.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 7
der Verordnung (EWG) Nr. 737/90 eingesetzten
Ausschusses —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1661/1999 wird wie folgt geändert:

Anhang III wird durch den Wortlaut des Anhangs der vorlie-
genden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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Mitgliedsstaat Zollabfertigungsstelle

ANHANG

„ANHANG III

LISTE DER ZOLLDIENSTSTELLEN, DIE DIE IN ANHANG I AUFGEFÜHRTEN ERZEUGNISSE FÜR DEN FREIEN
VERKEHR IN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FREIGEBEN KÖNNEN

BELGIQUE/BELGIË Anvers DE — voie maritime
Bierset — (Grâce-Hollogne) DE — voies aérienne et/ou terrestre
Bruxelles DE — voie aérienne
Zaventem D — voie aérienne

DANMARK Jeder Hafen und Flughafen in Dänemark

DEUTSCHLAND Baden-Württemberg HZA Lörrach — ZA Weil-am-Rhein-Autobahn
HZA Stuttgart — ZA Flughafen
HZA Ulm — ZA Aalen

Bayern HZA München — ZA Flughafen
HZA Hof — ZA Schirnding-Landstraße
HZA Weiden — ZA Furth-im-Wald-Schafberg
HZA Weiden — ZA Waidhaus-Autobahn
HZA Bamberg — ZA Kulmbach
HZA Nürnberg — ZA Neustadt-Aisch
HZA Passau — ZA Philipsreut
HZA Regensburg — ZA Hafen
HZA Regensburg — ZA Amberg
HZA Schweinfurt — ZA Kitzingen

Berlin HZA Berlin — ZA Marzahn, Abfertigungsstelle Großmarkthalle
HZA Potsdam — ZA Berlin-Flughafen-Tegel

Brandenburg HZA Frankfurt (Oder) — ZA Autobahn
HZA Cottbus — ZA Forst-Autobahn
HZA Potsdam — Berlin-Flughafen-Schönefeld

Bremen HZA Bremen — ZA Neustädter Hafen
HZA Bremerhaven — ZA Bremerhaven

Hamburg HZA Hamburg-Hafen
HZA Hamburg-Freihafen — ZA Ericus-Abfertigungsstelle Südbahnhof
HZA Hamburg-Harburg — ZA Köhlfleetdamm
HZA Hamburg-St. Annen — ZA Altona
HZA Hamburg-Stadt — ZA Oberelbe
HZA Hamburg-Hafen — ZA Waltershof
HZA Itzehoe — ZA Hamburg-Flughafen

Hessen HZA Frankfurt-am-Main-Flughafen

Mecklenburg-Vorpom-
mern

HZA Neubrandenburg — ZA Pomellen — Grenzkontrollstelle Pomellen
HZA Stralsund — ZA Rostock-Seehafen — Grenzkontrollstelle Rostock-
Seehafen

Niedersachsen HZA Hannover — ZA Lüneburg
HZA Braunschweig — ZA Göttingen
HZA Hannover — Abfertigungsstelle

Nordrhein-Westfalen HZA Dortmund — ZA Ost
HZA Düsseldorf — ZA Flughafen

Rheinland-Pfalz HZA Koblenz — ZA Idar-Oberstein, Grenzkontrollstelle Flughafen
Hahn
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Mitgliedsstaat Zollabfertigungsstelle

Sachsen HZA Dresden — ZA Friedrichstadt, Grenzkontrollstelle Dresdenfrie-
drichstadt (für Eisenbahntransport)
HZA Pirna — ZA Altenberg, AbfSt Zinnwald (für Straßentransport)
HZA Löbau — ZA Ludwigsdorf-Autobahn, Grenzkontrollstelle
Ludwigsdorf (für Straßentransport)

Schleswig-Holstein HZA Kiel — ZA Wik, Grenzkontrollstelle Kiel Ostuferhafen
HZA Kiel — ZA Lübeck-Travemünde Grenzkontrollstelle

ΕΛΛΑ∆Α Αθηνών, Πειραιά, Κρατικού Αερολιµένα Αθηνών, Θεσσαλονίκης, Αερολιµένα Μίκρας, Βόλου, Πατρών,
Ηρακλείου, Αερολιµένα Ηρακλείου Κρήτης, Καβάλας, Ιωαννίνων, Ναυπλίου

ESPAÑA Algeciras (Puerto), Alicante (Aeropuerto, Puerto), Almería (Aeropuerto, Puerto), Barcelona
(Aeropuerto, Puerto), Bilbao (Aeropuerto, Puerto), Cádiz (Puerto), Cartagena (Puerto), Gijón
(Aeropuerto, Puerto), Huelva (Puerto), A Coruña-Santiago de Compostela (Aeropuerto, Puerto),
Las Palmas de Gran Canaria (Aeropuerto, Puerto), Madrid-Barajas (Aeropuerto), Málaga (Aero-
puerto, Puerto), Palma de Mallorca (Aeropuerto), Pasajes-Irún (Aeropuerto, Puerto), Santa Cruz
de Tenerife (Aeropuerto, Puerto), Santander (Aeropuerto, Puerto), Sevilla (Aeropuerto, Puerto),
Tarragona (Puerto), Valencia (Aeropuerto, Puerto), Vigo-Villagarcía (Aeropuerto), Marín
(Puerto), Vitoria (Aeropuerto), Zaragoza (Aeropuerto)

FRANCE Dunkerque (transport maritime)
Lille (transport aérien et terrestre)
Marseille (transport aérien, terrestre et maritime)
Roissy (transport aérien et terrestre)
Saint-Louis/Bâle (transport aérien et terrestre)
Strasbourg (transport terrestre)
Orly (transport aérien)
Bordeaux (transport aérien)
Lyon-Satolas (transport aérien)
Nice-aéroport (transport aérien)
Toulouse-Blagnac (transport aérien)
Thionville (transport terrestre)
Saint-Julien-en-Genevois (transport terrestre)
Brive (transport terrestre)
Le Puy-en-Velay (transport terrestre)
Valence (transport terrestre)

IRELAND Alle Zollabfertigungsstellen

ITALIA Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Trieste
Ufficio di Sanità aerea di Torino — Caselle
Ufficio di Sanità aerea di Roma — Fiumicino
Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Venezia
Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Genova
Ufficio di Sanità marittima di Livorno
Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Ancona
Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Brindisi
Ufficio di Sanità aerea di Varese — Malpensa
Ufficio di Sanità aerea di Bologna — Panicale
Ufficio di Sanità marittima ed aerea di Bari
Posto d'Ispezione frontaliera di Chiasso

LUXEMBOURG Bureau des douanes et accises
Centre douanier — Luxembourg
Bureau des douanes et accises
Luxembourg-aéroport — Niederanven
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Mitgliedsstaat Zollabfertigungsstelle

NEDERLAND Alle Zollabfertigungsstellen

ÖSTERREICH Drasenhofen (Republik Tschechien)
Berg (Slowakische Republik)
Nickelsdorf (Republik Ungarn)
Heiligenkreuz (Republik Ungarn)
Spielfeld (Republik Slowenien)
Tisis (Schweiz)
Wien Flughafen Schwechat

PORTUGAL Flughäfen von Lissabon und Faro
Hafen von Lissabon und Leixões

SUOMI — FINLAND Helsinki, Vaalimaa, Niirala, Vartius, Raja-Jooseppi, Utsjoki, Kilpisjärvi

SVERIGE Arlanda, Göteborg, Landvetter, Helsingborg, Karlskrona, Stockholm, Ystad, Karlshamn

UNITED KINGDOM Belfast International Airport, Hafen von Belfast, Hafen von Dover, Hafen von Falmouth, Hafen
von Felixstowe, Gatwick Airport, Hafen von Hull, Hafen von Larne, Hafen von London, Hafen
von Southampton“



VERORDNUNG (EG) Nr. 1609/2002 DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

betreffend die Erteilung von Einfuhrlizenzen für frisches, gekühltes oder gefrorenes hochwertiges
Rindfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 936/97 der Kommission
vom 27. Mai 1997 zur Eröffnung und Verwaltung von Zollkon-
tingenten für hochwertiges frisches, gekühltes oder gefrorenes
Rindfleisch und gefrorenes Büffelfleisch (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1524/2002 (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 936/97 sieht in den Artikeln 4
und 5 die Bedingungen für Anträge auf und die Erteilung
von Einfuhrlizenzen für das in ihrem Artikel 2 Buchstabe
f) genannte Fleisch vor.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 936/97 hat in Artikel 2 Buch-
stabe f) die Menge frischen, gekühlten oder gefrorenen
hochwertigen Rindfleischs mit Ursprung in und Herkunft
aus den Vereinigten Staaten von Amerika und Kanada,
die im Zeitraum vom 1. Juli 2002 bis zum
30. Juni 2003 unter besonderen Bedingungen eingeführt
werden kann, auf 11 500 t festgesetzt.

(3) Es ist darauf hinzuweisen, dass die in dieser Verordnung
vorgesehenen Lizenzen während ihrer gesamten Gültig-
keitsdauer nur unter Berücksichtigung der tierseuchen-
rechtlichen Regelungen verwendet werden können —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Jedem vom 1. bis 5. September 2002 eingereichten
Einfuhrlizenzantrag für frisches, gekühltes oder gefrorenes
hochwertiges Rindfleisch gemäß Artikel 2 Buchstabe f) der
Verordnung (EG) Nr. 936/97 wird vollständig stattgegeben.

(2) Anträge auf Lizenzen können gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 936/97 in den ersten fünf Tagen des
Monats Oktober 2002 für 3 597,446 t gestellt werden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 11. September 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1610/2002 DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang
zur Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates
vom 22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festge-
stellten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte
Baumwolle festgestellten Weltmarktpreis und dem für
nicht entkörnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis
auf der Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte
Baumwolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festge-
stellte Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2.
August 2001 (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1486/2002 (4) zur Durchführung der Beihilferege-
lung für Baumwolle festgesetzt worden. Kann der Welt-
marktpreis so nicht ermittelt werden, so wird er anhand
des zuletzt ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist,
unter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und

Notierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen
bestimmt, die als repräsentativ für den tatsächlichen
Markttrend gelten. Zu dieser Bestimmung wird der
Durchschnitt der Angebote und Notierungen herange-
zogen, die an einem oder mehreren repräsentativen
europäischen Börsenplätzen für ein in einem Hafen der
Gemeinschaft cif-geliefertes Erzeugnis aus einem der
Lieferländer festgestellt werden, die als die für den inter-
nationalen Handel am repräsentativsten gelten. Es sind
jedoch Anpassungen dieser Kriterien für die Bestimmung
des Weltmarktpreises für entkörnte Baumwolle vorge-
sehen, um den Differenzen Rechnung zu tragen, die
durch die Qualität des gelieferten Erzeugnisses oder die
Art der Angebote und Notierungen gerechtfertigt sind.
Diese Anpassungen sind in Artikel 3 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der Welt-
marktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nachste-
hender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
24,119 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 11. September 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1611/2002 DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise
und zusätzlichen Einfuhrzölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhr von Erzeugnissen des Zuckersektors außer Melasse (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 624/98 (4),
insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2 zweiter Unterabsatz und
Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berücksichtigenden repräsentativen
Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle wurden durch

die Verordnung (EG) Nr. 1153/2002 der Kommission (5),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1599/
2002 (6), festgesetzt.

(2) Die Anwendung der mit der Verordnung (EG) Nr. 1423/
95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf die
Angaben, die der Kommission vorliegen, hat die
Änderung der geltenden Beträge gemäß dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden repräsenta-
tiven Preise und zusätzlichen Zölle sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 11. September 2002 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 10. September 2002 zur Änderung der bei der Einfuhr von Weiß-
zucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 99 anwendbaren repräsentativen Preise und

zusätzlichen Zölle

(in EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg
Eigengewicht

Zusätzlicher Zoll je
100 kg

Eigengewicht

1701 11 10 (1) 18,41 7,10
1701 11 90 (1) 18,41 13,06
1701 12 10 (1) 18,41 6,91
1701 12 90 (1) 18,41 12,54
1701 91 00 (2) 22,66 14,54
1701 99 10 (2) 22,66 9,38
1701 99 90 (2) 22,66 9,38
1702 90 99 (3) 0,23 0,41

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates (ABl. L 178 vom
30.6.2001, S. 1).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt I der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates (ABl. L 178 vom
30.6.2001, S. 1).

(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.



RICHTLINIE 2002/61/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 19. Juli 2002

zur 19. Änderung der Richtlinie 76/769/EWG des Rates betreffend Beschränkungen des Inverkehr-
bringens und der Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (Azofarbstoffe)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf die Vorschläge der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Arbeit am Binnenmarkt sollte die Lebensqualität, den
Gesundheitsschutz und die Verbrauchersicherheit schritt-
weise verbessern. Die in dieser Richtlinie vorgesehenen
Maßnahmen stellen ein hohes Niveau des Gesundheits-
und des Verbraucherschutzes sicher.

(2) Textil- und Ledererzeugnisse, die bestimmte Azofarb-
stoffe enthalten, können bestimmte Arylamide freisetzen,
die möglicherweise ein Krebsrisiko darstellen.

(3) Die von einigen Mitgliedstaaten eingeführten oder
geplanten Beschränkungen der Verwendung bestimmter,
mit Azofarbstoffen gefärbter Textil- und Ledererzeug-
nisse berühren die Verwirklichung und das Funktionieren
des Binnenmarkts. Deshalb ist eine Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten auf diesem Gebiet
und infolgedessen eine Änderung von Anhang I der
Richtlinie 76/769/EWG des Rates vom 27. Juli 1976 zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehr-
bringens und der Verwendung gewisser gefährlicher
Stoffe und Zubereitungen (4) erforderlich.

(4) Der Wissenschaftliche Ausschuss für Toxizität, Ökotoxi-
zität und Umwelt (CSTEE) hat nach Anhörung durch die
Kommission bestätigt, dass mit Azofarbstoffen gefärbte
Textil- und Ledererzeugnisse ein Besorgnis erregendes
Krebsrisiko aufweisen.

(5) Zum Schutz der menschlichen Gesundheit sollte die
Verwendung gefährlicher Azofarbstoffe sowie das Inver-
kehrbringen bestimmter mit solchen Stoffen gefärbter
Erzeugnisse verboten werden.

(6) Für Textilerzeugnisse aus Altfasern sollte ein Höchstge-
halt von 70 ppm der im Anhang Nummer 43 der Rich-
tlinie 76/769/EWG aufgeführten Amine gelten. Diese

Bestimmung sollte für eine Übergangszeit bis zum 1.
Januar 2005 gelten, wenn die Amine aus Rückständen
abgeschieden werden, die aus dem vorherigen Färben
derselben Fasern stammen. Damit wird die Verwertung
von Textilien ermöglicht, die generell für die Umwelt
von Nutzen ist.

(7) Für die Anwendung dieser Richtlinie sind harmonisierte
Prüfverfahren erforderlich. Die Kommission sollte gemäß
Artikel 2a der Richtlinie 76/769/EWG solche Verfahren
festlegen. Die Prüfverfahren sollten vorzugsweise auf
europäischer Ebene, gegebenenfalls vom Europäischen
Komitee für Normung (CEN), entwickelt werden.

(8) Im Lichte neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse sollten
Prüfverfahren, einschließlich solcher, die für die Analyse
von 4-Aminoazobenzol verwendet werden, überprüft
werden.

(9) Im Lichte neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse sollten
die Vorschriften für bestimmte Azo-Farbstoffe überprüft
werden, und zwar insbesondere dahin gehend, ob andere
von dieser Richtlinie nicht erfasste Materialien oder
andere aromatische Amine in den Geltungsbereich der
Richtlinie aufzunehmen sind. Besondere Beachtung sollte
dabei etwaigen Risiken für Kinder geschenkt werden.

(10) Diese Richtlinie berührt nicht Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft über Mindestanforderungen zum Schutz
der Arbeitnehmer, die in der Richtlinie 89/391/EWG des
Rates (5) und den entsprechenden Einzelrichtlinien, insbe-
sondere der Richtlinie 90/394/EWG des Rates (6) und der
Richtlinie 98/24/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates (7), enthalten sind —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird gemäß dem Anhang
der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 2

Die Prüfverfahren für die Anwendung von Anhang I Nummer
43 der Richtlinie 76/769/EWG werden nach dem Verfahren des
Artikels 2a jener Richtlinie von der Kommission festgelegt.
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Artikel 3

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 11. September 2003 die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 11. September 2003.

(2) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 19. Juli 2002.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
T. PEDERSEN
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CAS-Nummer Index-Nummer EG-Nummer Stoffname

ANHANG

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird wie folgt geändert:

1. Folgende Nummer wird angefügt:

„43. Azofarbstoffe 1. Azofarbstoffe, die durch reduktive Spaltung einer oder mehrerer Azogruppen eines oder
mehrere der im Anhang aufgeführten aromatischen Amine in — gemäß einem gemäß
Artikel 2a dieser Richtlinie festgelegten Prüfverfahren — nachweisbaren Konzentra-
tionen, d. h. > 30 ppm im Fertigerzeugnis oder in gefärbten Teilen davon, freisetzen
können, dürfen nicht verwendet werden in Textil- und Ledererzeugnissen, die mit der
menschlichen Haut oder der Mundhöhle direkt und längere Zeit in Berührung kommen
können, wie:

— Kleidung, Bettwäsche, Handtücher, Haarteile, Perücken, Hüte, Windeln und sonstige
Toilettenartikel, Schlafsäcke,

— Schuhe, Handschuhe, Uhrarmbänder, Handtaschen, Geldbeutel und Brieftaschen,
Aktentaschen, Stuhlüberzüge, Brustbeutel,

— Textil- und Lederspielwaren und Spielwaren mit Textil- oder Lederkleidung,

— für den Endverbraucher bestimmte Garne und Gewebe.

2. Außerdem dürfen die unter Nummer 1 genannten Textil- und Ledererzeugnisse nicht in
den Verkehr gebracht werden, es sei denn, sie erfüllen die in dieser Nummer niederge-
legten Anforderungen.

Abweichend gilt diese Bestimmung bis 1. Januar 2005 nicht für Textilerzeugnisse aus
Altfasern, wenn die Amine aus Rückständen freigesetzt werden, die aus dem vorherigen
Färben derselben Fasern stammen, und wenn die aufgeführten Amine in einer Konzen-
tration von weniger als 70 ppm freigesetzt werden.

3. Spätestens am 11. September 2005 überprüft die Kommission die Bestimmungen über
Azofarbstoffe im Lichte neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse.“

2. Die nachstehende Nummer wird in der Anlage angefügt:

„Nummer 43 — Azofarbstoffe

Liste aromatischer Amine

1 92-67-1 612-072-00-6 202-177-1 Biphenyl-4-ylamin
4-Aminobiphenyl
Xenylamin

2 92-87-5 612-042-00-2 202-199-1 Benzidin

3 95-69-2 202-441-6 4-Chlor-o-toluidin

4 91-59-8 612-022-00-3 202-080-4 2-Naphthylamin

5 97-56-3 611-006-00-3 202-591-2 o-Aminoazotoluol
4-Amino-2',3-dimethylazobenzol
4-o-Tolylazo-o-toluidin

6 99-55-8 202-765-8 5-Nitro-o-toluidin

7 106-47-8 612-137-00-9 203-401-0 4-Chloranilin

8 615-05-4 210-406-1 4-Methoxy-m-phenylendiamin

9 101-77-9 612-051-00-1 202-974-4 4,4'-Methylendianilin
4,4'-Diaminodiphenylmethan
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CAS-Nummer Index-Nummer EG-Nummer Stoffname

10 91-94-1 612-068-00-4 202-109-0 3,3'-Dichlorbenzidin
3,3'-Dichlorbiphenyl-4,4'-ylendia-
minen

11 119-90-4 612-036-00-X 204-355-4 3,3'-Dimethoxybenzidin
o-Dianisidin

12 119-93-7 612-041-00-7 204-358-0 3,3'-Dimethylbenzidin
4,4'-Bi-o-Toluidin

13 838-88-0 612-085-00-7 212-658-8 4,4'-Methylendi-o-toluidin

14 120-71-8 204-419-1 6-Methoxy-m-toluidin
p-Cresidin

15 101-14-4 612-078-00-9 202-918-9 4,4'-Methylen-bis-(2-chloranilin)
2,2'-Dichlor-4,4'-methylendianilin

16 101-80-4 202-977-0 4,4'-Oxydianilin

17 139-65-1 205-370-9 4,4'-Thiodianilin

18 95-53-4 612-091-00-X 202-429-0 o-Toluidin
2-Aminotoluol

19 95-80-7 612-099-00-3 202-453-1 4-Methyl-m-phenylendiamin

20 137-17-7 205-282-0 2,4,5-Trimethylanilin

21 90-04-0 612-035-00-4 201-963-1 o-Anisidin
2-Methoxyanilin

22 60-09-3 611-008-00-4 200-453-6 4-Amino-azobenzol“



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 10. September 2002

zur Änderung der Entscheidung 98/676/EG hinsichtlich von Fluazolat

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 3324)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2002/748/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 91/414/EWG des Rates vom 15. Juli
1991 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (1),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 2002/37/EG der Kommis-
sion (2), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Das Vereinigte Königreich hat am 29. September 1997
gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG
einen Antrag der Twinagro Ltd auf Aufnahme des Wirk-
stoffs Fluazolat in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG
erhalten.

(2) Mit der Entscheidung 98/676/EG der Kommission (3)
wurde festgestellt, dass die Unterlagen nach erster
Prüfung vollständig sind, d. h., dass sie die an die Daten
und Informationen gestellten Anforderungen der
Anhänge II und III der Richtlinie 91/414/EWG
grundsätzlich erfüllen.

(3) Den Mitgliedstaaten wurde somit die Möglichkeit
gegeben, für Pflanzenschutzmittel mit dem Wirkstoff
Fluazolat vorläufige Zulassungen gemäß Artikel 8 Absatz
1 der Richtlinie 91/414/EWG zu erteilen. Kein Mitglied-
staat hat von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht.

(4) Das Vereinigte Königreich als Bericht erstattender
Mitgliedstaat hat der Kommission mitgeteilt, dass sich
bei einer eingehenden Prüfung der Unterlagen gezeigt
hat, dass mehrere gemäß den Anhängen II und III der
Richtlinie 91/414/EWG vorgeschriebene zusätzliche
Informationen immer noch nicht vorliegen, insbesondere

Informationen betreffend den Verbleib des Wirkstoffs in
der Umwelt und seine Abbauprodukte. Daher können
die Unterlagen nicht mehr als vollständig gelten.

(5) Die Antragstellerin hat dem Vereinigten Königreich und
der Kommission mitgeteilt, dass sie nicht beabsichtige,
die derzeitige Bewertung weiter zu unterstützen und
weitere Angaben über den Wirkstoff oder seine Abbau-
produkte zu übermitteln. Daher ist deutlich, dass die
Unterlagen nicht vervollständigt werden und es somit
dem Vereinigten Königreich nicht möglich sein wird,
einen Bewertungsbericht über Fluazolat auszuarbeiten
und an die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten
zu übermitteln. Deshalb ist die Möglichkeit abzuschaffen,
für Fluazolat eine vorläufige Zulassung zu erteilen.

(6) Es ist keine Frist für die Beseitigung, die Lagerung, den
Absatz und die Verwendung bestehender Lagervorräte
von fluazolathaltigen Pflanzenschutzmitteln erforderlich,
da kein Mitgliedstaat eine vorläufige Zulassung für diesen
Wirkstoff erteilt hatte.

(7) Die Entscheidung 98/676/EG ist daher entsprechend zu
ändern.

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehene Maßnahme
entspricht der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses
für die Lebensmittelkette und die Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Nummer 4 der Entscheidung 98/676/EG betreffend
Fluazolat wird gestrichen.

11.9.2002 L 243/19Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 230 vom 19.8.1991, S. 1.
(2) ABl. L 117 vom 4.5.2002, S. 10.
(3) ABl. L 317 vom 26.11.1998, S. 47.



Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 10. September 2002

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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